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Bundesnetzagentur

- Beschlusskammer 7 -

Az.: BK7-19-001 19.08.2019

Einleitung eines Festlegungsverfahrens ,,GeLi Gas 2.0 zur Anderung der Festlegung Ge-
Li Gas BK7-06-067 in der Fassung BK7-16-142 und der Festlegung BK7-17-026, Messstel-
lenrahmenvertrag.

ier: Einleitung des Verfahrens und Konsultation der Anderungsentwiirfe

1. Die Beschlusskammer 7 beabsichtigt, die Festlegung GeLi Gas BK7-06-067 in der Fassung
BK7-16-142 in den folgenden Punkten zu &ndern:

a. Geschaftsprozess ,Anforderung und Weiterleitung von Messwerten® (Anlage des Be-
schlusses)

b. Vorgaben zur Ubermittlung von EDIFACT-Nachrichten im Rahmen der Marktkommu-
nikation (Tenorziffer 4) und Regelungen zu Datenaustausch, Datenformate (Anlage
des Beschlusses)

c. Darstellung der Geschaftsprozesse (Anlage des Beschlusses)

d. Einzelregelungen zu Rahmenbedingungen und Geschaftsprozessen (Anlage des Be-
schlusses)

2. Ferner beabsichtigt die Beschlusskammer auch die Vorgaben zur Ubermittlung von
EDIFACT-Nachrichten im Rahmen der Marktkommunikation (Tenorziffer 5) der Festlegung
BK7-17-026 zu andern.

Diese Punkte werden in den nachfolgenden Abschnitten ausgefiihrt, bei den zur Konsultation
gestellten Anderungsentwiirfen handelt es sich um:
e eine konsolidierte Lesefassung der Anderungen der Anlage zum Beschluss BK7-06-067
o die Anderungsfassung der Anlage zum Beschluss BK7-06-067
» die Anderungen der Tenorziffer 4 des Beschlusses BK7-06-067, Anderungen der Tenor-
ziffer 5 des Beschlusses BK7-17-026.

Zu1.a.:

Die Beschlusskammer hat mit der Festlegung BK7-17-050 die wesentlichen Rahmenbedingun-
gen fur die Ausgestaltung des ,Zielmodells Gas" im Hinblick auf die Erfordernisse des Messstel-
lenbetriebsgesetzes (MsbG) beschrieben. Im Rahmen der Anderungsfestlegung Geli Gas 2.0
beabsichtigt die Beschlusskammer nunmehr Einzelaspekte aus den Tenorziffern 1 (Datenlber-
mittlungsverpflichtung des Netzbetreibers an die berechtigten Stellen) und 3 (Informationsaus-
tausch vor dem Einbau einer anbindungsfahigen Messeinrichtung Gas zur Anbindung an das
Smart-Meter-Gateway) der Festlegung BK7-17-050 zu konkretisieren, soweit diese die Prozesse
Anforderung und Weiterleitung von Messwerten der Festlegung GeLi Gas berthren.
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Ein Schwerpunkt des vorliegenden Anderungsentwurfs ist folglich die notwendige Einbindung
des Messstellenbetreibers Gas in den weiteren Datenaustauschprozess des Netzbetreibers.
Diese Einbindung gilt fir die Bereitstellung vorlaufiger und endgiiltiger Messwerte gleicherma-
Ren. Nur eine Integration des Messstellenbetreibers in den Kommunikationsprozess gestattet
diesem, fir Lieferanten bzw. Endkunden zusatzliche (weiterbearbeitete) Informationen in dem
Umfang zur Verfugung zu stellen, wie es die gaswirtschaftlichen Besonderheiten der Messwer-
terfassung erfordern. Derartige Zusatzleistungen zu ermdglichen, tragt ebenfalls dem Grundge-
danken des MsbG Rechnung, Transparenz Uber die eingetretenen Verbrauche, trotz der gege-
benen technischen Restriktionen, auch im Gas zu ermdglichen. Aus diesem Grund halt die Be-
schlusskammer auch eine Einordnung einer an ein Smart-Meter-Gateway (Strom) angebunde-
nen neuen Messeinrichtung Gas analog zu einer RLM-Messanlage mit der Verpflichtung stindli-
che Messwerte im Stundentakt zu Ubermitteln, fir sachgerecht, wenn der Letztverbraucher dies
verlangt und die Voraussetzungen gemafR § 58 Abs. 4 MsbG vorliegen. Im Hinblick auf die bi-
lanzielle Bericksichtigung dieser Messeinrichtungen, erwagt die Beschlusskammer, entspre-
chend den Grenzwerten von § 24 Abs. 1 GasNZV auch eine Einordnung als SLP-
Entnahmestelle zuzulassen. In dieser Konstellation wirden sich allerdings die bilanziellen
Ubermittlungserfordernisse zu Prognose und Abrechnung von den informatorischen Ubermitt-
lungserfordernissen unterscheiden. Auch bei einer Einordnung als SLP-Entnahmestelle einer an
ein Smart-Meter-Gateway (Strom) angebundenen neuen Messeinrichtung Gas bliebe es bei
einer Verpflichtung, stundliche Messwerte im Stundentakt an die Marktbeteiligten zu informatori-
schen Zwecken zu tbermitteln. Mit dieser Zuordnung analog zu einer RLM-Messanlage ginge
ferner einher, dass fur die Prozesse Lieferende und Lieferbeginn die entsprechenden An- und
Abmeldezeitpunkte nur nach dem Eingangsdatum der Meldungen beim Netzbetreiber Beruck-
sichtigung finden kénnen.

Die Beschlusskammer hat entsprechende Anderungen im Geschéftsprozess ,Anforderung und
Weiterleitung von Messwerten® in der Anlage zum Beschluss vorgenommen.

Darlber hinaus beabsichtigt die Beschlusskammer im Prozess ,,Geschaftsdatenanfrage” eine
inhaltliche Ergédnzung vorzunehmen, die es dem Messstellenbetreiber Strom ermdglicht, eine
Anfrage beim Netzbetreiber Gas zu stellen, ob an einer Markt-/Messlokation bereits eine anbin-
dungspflichtige neue Messeinrichtung Gas vorhanden ist, die bei Ersteinbau eines Smart-Meter-
Gateways (Strom) gleichfalls anschlusspflichtig ware. Die Neuregelung beschreibt inhaltlich
spiegelbildlich den bereits im Strombereich vorgesehenen Informationsaustausch fir eine An-
frage des Messstellenbetreibers Gas auf das Vorhandensein eines Smart-Meter-Gateways
(Strom) bei Installation einer anschlusspflichtigen neuen Messeinrichtung Gas. Eine entspre-
chende Anderung ist in den Anderungsdokumenten eingefiigt worden.

Zu1.b.:

Die Beschlusskammer beabsichtigt im Rahmen des Lieferantenwechselprozesses auch die
Verwendung des Kommunikationsprotokolls AS4 fir den Datenaustausch grundsatzlich zuzu-
lassen. Seit dem 01.02.2018 ist AS4 in der jeweils aktuellen Protokollauspragung des Verbands
der Europaischen Fernleitungsnetzbetreiber fur Gas (ENTSOG) von allen betroffenen Marktteil-
nehmern im Rahmen des Engpassmanagements nach Netzkodex Interoperabilitat (NC INT)
anzuwenden.

Bereits im Rahmen dieser prozessbezogenen Einfuhrung von AS4 sind Marktbeteiligte mit dem
Wunsch an die Beschlusskammer herangetreten, grundsatzlich eine Gber den Netzkodex In-
teroperabilitat hinausgehende Nutzung von AS4 zu ermdglichen.

Die Beschlusskammer prift nunmehr den Kommunikationsstandard AS4 auch fur die Daten-
Ubertragung anderer Marktprozesse, wie z.B. den Lieferantenwechsel, vorzusehen und als zu-
séatzliche Mdglichkeit fiir die Ubermittlung von Daten im deutschen Gasmarkt zu etablieren. Auf
diese Weise kdnnte sich fur eine Vielzahl von Marktbeteiligten eine effizientere Nutzung eines
bereits etablierten Ubertragungsprotokolls ergeben.

Nicht zwingend geht nach derzeitiger Einschatzung der Beschlusskammer dabei mit der zusatz-
lichen Einfihrung von AS4 die Abschaffung bestehender Kommunikationsprotokolle wie z.B.
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AS2 einher. Die angestrebten kommunikationstechnischen Synergieeffekte kénnen allerdings
nur erreicht werden, wenn auch fiir die Ubermittlung von EDIFACT-Nachrichtentypen die jeweils
aktuelle Protokollauspragung von AS4 der ENTSOG fur die Datentbermittiung herangezogen
wird. Sofern an die Ubermittlung von EDIFACT-Nachrichtentypen spezielle zusétzliche Anforde-
rungen zu stellen sind, ist die Kompatibilitat des Protokolls mit der jetzigen ENTSOG-
Auspragung zu beachten, so dass auch zukiinftig sichergestellt ist, dass sowohl XML und
EDIFACT-Nachrichten mit der ENTSOG-Auspragung Ubermittelt werden kénnen.

Zu betonen ist hier, dass die Beschlusskammer die zuklnftige Nutzung des Kommunikations-
protokolls AS4 im Unterschied zu Vorgaben aus dem NC INT nicht mit Uberlegungen verbindet,
von den gegenwartigen Datenformaten in der EDIFACT-Auspragung abzuweichen. Es ist viel-
mehr die Intention, die bestehenden EDIFACT/Edig@s-Nachrichtentypen mittels dieses Kom-
munikationsstandards zu Ubermitteln. Eine Nutzung des XML-Datenformats wirde somit weiter-
hin ausschlieBlich fir den Anwendungsbereich des NC INT und nicht fur eine dariberhinausge-
hende Nutzung des Kommunikationsprotokolls AS4 fir andere Prozesse gelten.

In der Anlage ist im Kapitel ,Rahmen der Geschaftsprozesse“ unter Punkt 4. ,Datenaustausch,
Datenformate und Nachrichtentypen® eine Erganzung zur Verwendung des Kommunikationspro-
tokolls AS4 fir den Datenaustausch eingefiigt worden.

Ferner beabsichtigt die Beschlusskammer die Streichung der Tenorziffer 4 der Festlegung und
die Streichung der Regelungen zum Verschllsseln und Signieren bei Nutzung von E-Mails im
Kapitel ,Rahmen der Geschaftsprozesse” unter Punkt 4. ,Datenaustausch, Datenformate und
Nachrichtentypen® der Anlage.

Da die Vorgaben in Tenor und Anlage der bisherigen Festlegung nunmehr in einer Uber die
Festlegung hinausgehenden Regelungstiefe Eingang in die einschlagigen technischen Ausflih-
rungsbestimmungen der Projektgruppe EDI@ENERGY gefunden haben und seit zwei Jahren
vom Markt umgesetzt sind, ist der mit diesen Regelungen verfolgte Zweck nach Auffassung der
Beschlusskammer erreicht. Darliber hinaus haben die Erfahrungen gezeigt, dass eine marktge-
rechte Anpassung der Regelungen am effizientesten durch die Marktbeteiligten selbst, in Ab-
stimmung mit der Bundesnetzagentur, vorzunehmen ist. Insofern scheint eine Rahmensetzung
durch eine Festlegung in der Sache zukunftig nicht nur ausreichend, sondern im Hinblick auf
eine flexible und bedarfsgerechte Umsetzung der Reglungen durch die Marktbeteiligten auch
zielfihrend. Eine entsprechende Anderung ist in den Anderungsdokumenten eingefiigt worden.

Zu1i.c.:

Die Beschlusskammer beabsichtigt ferner eine Anpassung der Darstellung der Festlegungsin-
halte in der Anlage des Beschlusses, dahingehend, die materiellen Regelungen ausschliel3lich
in Textform darzustellen und damit zuklnftig weitestgehend auf die Ablaufdiagramme, -
schemata und tabellarischen Beschreibungen zu verzichten. Zur Verdeutlichung sind in der mit
der Einleitung veréffentlichten Lese- und Anderungsfassung des Festlegungsentwurfs die in-
halts- bzw. textgleichen Passagen farblich gesondert hervorgehoben, wahrend materielle Ande-
rungen durch eine Hervorhebung im Anderungsmodus gekennzeichnet wurden.

Die Anderungen zielen im Wesentlichen darauf ab, zukiinftig eine deutliche Trennung von regu-
latorisch notwendigen Inhalten und den Darstellungen, die lediglich der praktischen Umsetzung
der Branche dienen, herbeizufiinren. Im Ergebnis folgen dadurch keine materiellen Anderungen
der Regelungsinhalte der Festlegung. Die aufgezeigten Anderungen bieten nach Auffassung der
Beschlusskammer die Mdglichkeit, zumindest den Anteil der Prozessdarstellungen auf operati-
ver Ebene, trotz der sich abzeichnenden verschiedenen inhaltlichen bzw. technischen Anforde-
rungen zwischen Strom und Gas, auch zukunftig in méglichst hohem Umfang medienlbergrei-
fend gleichlaufend regeln zu kénnen. Eine Beschrankung der Detailregelungen auf die regulato-
risch notwendigen Inhalte sichert dabei sowohl die flr die Umsetzung notwendige Rahmenset-
zung durch die Festlegung als auch die erforderliche Handlungsfreiheit in der Ausgestaltung der
operativen Prozessdetails durch Branchendokumente, in gegenwartig bereits gelbter Praxis.
Der heutige Detaillierungsgrad dieser Branchendokumente zeigt, dass eine Festlegung auch im
Hinblick auf die IT-Umsetzung in den einzelnen Unternehmen kein Ersatz fir ein entsprechen-



-4 —

des Pflichtenheft darstellen kann, sondern die Abbildung des regulatorisch notwendigen Rah-
mens inhaltlich vollkommen ausreichend ist.

Letztendlich beabsichtigt die Beschlusskammer mit diesen redaktionellen Anderungen einerseits
ein groReres Mal} an Flexibilitat im Hinblick auf eine zukunftige Berucksichtigung sektorspezifi-
scher Besonderheiten zu erzeugen und andererseits eine Ubereinstimmende Wiedergabe der
gemeinsamen inhaltlichen Aspekte bei den Wechselprozessen Strom und Gas zu ermdglichen.

Zu1i.d.:

Im Zuge der Weiterentwicklung der Lieferantenwechselprozesse beabsichtigt die Beschluss-
kammer Einzelaspekte der Rahmenbedingungen (Teil A der Anlage) zu andern und bei einzel-
nen Geschaftsprozessen (Teil B der Anlage) eine Verkirzung von Fristverlaufen vorzunehmen.

Nach derzeitiger Einschatzung der Beschlusskammer sollen diese gemal der Festlegung BKG-
18-032 in den zukinftigen Lieferantenwechselprozessen Strom vorgesehenen Anderungen auch
fiir die Lieferantenwechselprozesse Gas eingefiihrt werden, um medienlbergreifend eine Uber-
einstimmung bei der Identifikation einer Marktlokation und dem darauf aufbauenden Fristenre-
gime bei den Prozessen des Lieferantenwechsels zu gewahrleisten.

Zu diesen Anpassungen zahlen

i. die Beschleunigung der Identifikation einer Marktlokation bei Nutzung der ID der Marktlo-
kation (MaLo-ID) sofern diese dem Angefragten bekannt ist, durch eine Verkirzung um 2
Werktage (WT),

ii. eine Verklrzung der Abwicklungsfristen beim Lieferantenwechsel im Prozess ,Lieferbe-
ginn“ um 3 WT, sofern die Identifizierung der Marktlokation vorher durch die MaLo-ID
stattgefunden hat und

iii. eine Anpassung des Fristenregimes im Geschaftsprozess ,Beginn der Ersatz-/ Grund-
versorgung®.

Zu lit. i.:

Inhaltlich greift diese Anderung die Méglichkeit auf, dass, sofern die Ma-Lo-ID dem Anfra-
genden im Zuge eines Wechselprozesses oder der davor geschalteten Kindigung bekannt
ist, der Identifikationsprozess einer Marktlokation vereinfacht und gleichzeitig prazisiert und
infolge einer automatisierten Abfrage zeitlich um zwei WT beschleunigt werden kann. Eine
Identifikation mittels der Ma-Lo-ID ist dabei grundsatzlich als vorzugswiurdig gegentber der
Kombination von einzelnen Kriterien anzusehen. Denn die ID der Marktlokation erméglicht
hier in vereinfachender Weise die eindeutige Zuordnung der Marktlokation zum Letztver-
braucher. Alternativ heranzuziehende Kombinationsmadglichkeiten bleiben in letzter Konse-
quenz immer mit einer erhdhten Fehlerrate behaftet, da sowohl der Anfragende als auch der
Angefragte eine Ubereinstimmende Hinterlegung aller Identifikationsmerkmale gewahrleisten
mussen um sicher zu gehen, dass z.B. ein Belieferungswechsel eindeutig von beiden Markt-
beteiligten derselben Marktlokation zugeordnet werden kann. Die Verwendung der Ma-Lo-ID
vermindert bei den Beteiligten den erforderlichen Prif-, Kldarungs- und Abwicklungsaufwand
erheblich.

Soweit die Ma-Lo-ID noch nicht herangezogen werden kann, ist die Ablehnung einer Zuord-
nung der Marktlokation zukuiinftig nur dann vorzunehmen, sofern anhand der mitgeteilten Kri-
terien unter Bericksichtigung der gebotenen Sorgfaltspflicht eine eindeutige Identifikation
nicht gewahrleistet werden kann. Die Betonung dieser Grundverpflichtung ersetzt die bishe-
rige Vorgabe von detaillierten Kriterien, die bislang in bestimmten Kombinationen als Identifi-
zierung der Marktlokation zu nutzen waren. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass
durch Wegfall von vorgegebenen Merkmalsverknipfungen der Grad an méglichen Unstim-
migkeiten bei einer Identifikation gesenkt werden und letztendlich durch Nutzung der Merk-
male in freierer Kombination eine ausreichende Basis fur die eindeutige Identifikation vorlie-
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gen kann. Entsprechende Regelungen, die diese kombinatorischen Elemente enthielten,
wurden daher zugunsten der Starkung einer allgemeinverpflichtenden Regelung zur Identifi-
kation der Marktlokationen in den Anderungsentwurfen gestrichen.

Zu lit. ii.:
Daruber hinaus kann die Laufzeit der gesamten Prozessabwicklung durch den bei der Identi-
fikation einer Entnahmestelle mit dem mittels Ma-Lo-ID erzielten Effizienzvorteil verkirzt
werden. Dies bietet die Moglichkeit, fur die einschlagigen Folgeprozesse entsprechend kur-
zere Bearbeitungsfristen vorzusehen. Betroffen hiervon sind die Prozesse ,Kiindigung“ und
.Lieferbeginn®. Flr die Bestatigung oder Ablehnung einer Kiindigungsibermittlung erscheint
somit eine Verkirzung der Antwortfrist von 3 WT auf 1 WT nach Eingang der Kiundigung,
falls der Neulieferant zur Identifikation der Marktlokation die Ma-Lo-ID Gbermittelt hat, sach-
gerecht. Sofern dies nicht der Fall ist oder die Ma-Lo-ID dem Altlieferanten nicht bekannt ist,
gilt, da der erweiterte Prufaufwand erhalten bleibt, die urspringliche Antwortfrist von 3 WT.
Ist die Kiindigung der Belieferung einer Marktlokation mittels Identifikation der Ma-Lo-ID er-
folgt, kdnnen die durch die automatisierte Identifikation erreichten Effizienzvorteile ebenfalls
in den weiteren Prozessverlauf des Lieferantenwechsels weitergegeben werden. Die rele-
vanten Prozessschritte des Lieferantenwechsels (Prozess ,Lieferbeginn®) kdnnen daher je-
weils um 3 WT verkirzt werden. Das betrifft die folgenden Prozessschritte:
- Anmeldung des Neulieferanten beim Netzbetreiber (Verkirzung von 10 auf 7 WT),
- die Information des Netzbetreibers Gber eine ggf. bereits existierende Zuordnung der
Marktlokation (Verkurzung von 4 auf 1 WT),
- das Stellen einer Abmeldungsanfrage durch den Netzbetreiber (Verkiirzung von 4 auf
1 WT) sowie
- die abschlielende Antwort des Netzbetreibers auf die urspriingliche Anmeldung des
Neulieferanten (Verkirzung von 8 auf 5 WT).
Sofern die Identifikation einer Marktlokation nicht mittels Ma-Lo-ID erfolgt ist, bleiben die be-
stehenden Fristen des Lieferantenwechselprozesses unverandert.

Zu lit. iii.:

Im Rahmen der Anpassung des Fristenregimes im Geschéaftsprozess ,Beginn der Ersatz-/
Grundversorgung® ist im Hinblick auf die riickwirkende Zuordnungsmaglichkeit zur Ersatz-
und Grundversorgung (E/G) innerhalb von sechs Wochen eine Verlangerung um 3 WT vor-
zunehmen. Diese Verlangerung resultiert aus der Bestatigungsfrist des Netzbetreibers bis
zum Ende des 3. WT innerhalb der er die riickwirkend in die Vergangenheit gerichtete Ab-
meldungsanfrage des Lieferanten zu beantworten hat. Um diese Bearbeitungsfrist ist die
sechswdchige rickwirkende Zuordnungsmaglichkeit entsprechend zu verlangern.

Ferner ist in Fallen einer Abmeldung einer Marktlokation aufgrund einer Kindigung des
Energieliefervertrages ohne Folgebelieferung die Anmeldefrist zur Ersatz- bzw. Grundver-
sorgung von neun auf sechs WT zu verklirzen. Diese Neuregelung nimmt die aus der auf
sieben WT verkirzten Zeitspanne einer Anmeldung des Neulieferanten beim Netzbetreiber
(Lieferbeginn) bei Identifizierung der Marktlokation durch MaLo-ID (s.a.a.0.) mit dem Ziel auf
entbehrliche, d.h. lediglich durch Fristiberlagerungen resultierende Meldungen in die Ersatz-
und Grundversorgung, zu vermeiden. Um allen Marktbeteiligten diese Informationen tber die
vorgenommene bilanzierungsrelevante Stammdatenanderung rechtzeitig zur Verfligung stel-
len zu kdénnen, ist zudem eine Fristverklirzung von 5 auf 2 WT bei der Antwort auf die An-
meldung durch den Ersatz- bzw. Grundversorger aus prozesstechnischen Grinden erforder-
lich.

Daruber hinaus beabsichtigt die Beschlusskammer auch folgende in der Festlegung BK6-18-032
fur die zuklnftigen Lieferantenwechselprozessen Strom geltenden Regelungen gasseitig zu
ubernehmen:
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iv.  die Streichung der obligatorischen Ubermittlung von Bestandslisten und
v. eine Verklrzung der Antwortfrist des Geschaftsprozesses ,Geschaftsdatenanfrage® von
10 auf 5 WT vorzunehmen.

Zu lit. iv.:

Die Bestandliste dient der fakultativen Zusammenfassung von stichtagsbezogenen Einzel-
meldungen bilanzierungsrelevanter Daten. Fur eine Zuordnung von Marktlokationen zu Lie-
feranten bzw. Bilanzkreisen sind jedoch nicht die Angaben der Bestandsliste, sondern die
jeweils ausgetauschten Einzelmeldungen als verbindlich anzusehen. Insofern hat diese Liste
bereits bisher schon nur einen informatorischen Charakter. Die Beschlusskammer geht da-
von aus, dass infolge der Uber die letzten Jahre fortschreitenden Intensivierung des Prozes-
ses ,Stammdatenanderung® alle Marktbeteiligten in ihrer jeweiligen Rolle zu jedem Zeitpunkt
uber die identischen Informationen zu den ihnen zugeordneten Markt- oder Messlokationen
verfigen. Dass jeder Marktteilnehmer die Aktualitat der Stammdaten in den eigenen IT-
Systemen sicherstellt, sieht die Beschlusskammer hier als obligatorisch an. Insofern bedarf
es auch operativ keiner zusatzlichen Stammdatendarstellung mittels einer Bestandsliste, die
ohnehin keine verbindlichen Angaben enthalt. Es ist daher davon auszugehen, dass mit dem
Wegfall der Liste vielmehr der durch eine solche Liste entstandene subjektive Kontrollauf-
wand und die damit gegebenenfalls verbundenen Rickfragen zuklnftig vermieden werden
konnen.

Zu lit. v.:

Gleichfalls ermoglicht der hohe Automatisierungsgrad des Stammdatenaustauschs nach
Auffassung der Beschlusskammer die Weiterreichung der erzielten Zeitersparnis an jene
Prozesse, bei denen Stammdaten abgefragt werden. Eine derartige Abfrage erfolgt im Pro-
zess ,Geschaftsdatenanfrage”. Da samtliche von Marktbeteiligten abzufragenden Informati-
onen mittlerweile im IT-System des jeweiligen Unternehmens vorliegen und in einem auto-
matisierten Prozess verarbeitet werden, erachtet es die Beschlusskammer nunmehr als
sachgerecht, die entsprechenden Beantwortungsfristen derartiger Anfragen deutlich, von
ehemals 10 auf nunmehr 5 WT, zu verkUlrzen.

In Bezug auf die Anderungen von Einzelaspekten beim Lieferantenwechselprozess sind in letz-
ter Zeit allerdings Uberlegungen von Seiten des Marktes an die Beschlusskammer herangetra-
gen worden, die fUr ein temporares Abweichen von der Pramisse eines medienlbergreifenden
Gleichlaufs der Lieferantenwechselprozesse zwischen Strom und Gas pladieren. Dies wird im
Wesentlichen auf die Begriindung gestuitzt, dass mit einem zukiinftigen Zielmodell Strom Teilbe-
reiche des Lieferantenwechselprozesses durch die zunehmende Integration des Smart-Meter-
Gateways dauerhaft eine grundlegend andere Ausrichtung als im Gasbereich erhalten werden.
Insoweit sei es aus Sicht einzelner Marktbeteiligter durchaus Uberlegenswert, die bestehenden
und erprobten Lieferantenwechselprozessablaufe Gas in ihrer jetzigen Form unverandert beizu-
behalten und damit Effizienzvorteile aus der Weiternutzung der bestehenden Prozess- und IT-
Systematik zu ziehen. Die vorgetragenen Uberlegungen, die auf die Frage abzielen, welcher
Grad an prozessualer Gemeinsamkeit zwischen den Lieferantenwechselprozessen Strom und
Gas zukunftig bestehen konnte, mochte die Beschlusskammer daher an dieser Stelle aufgreifen
und ebenfalls zur Konsultation stellen. Die Beschlusskammer weist darauf hin, dass sie aller-
dings diese Uberlegungen auf die beabsichtigten Anderungen des Ordnungspunktes 4. ,Einzel-
regelungen zu Rahmenbedingungen und Geschaftsprozessen (Anlage)“ dieses Dokuments be-
schrankt sieht.

Zu 2.:

Darliber hinaus beabsichtigt die Beschlusskammer entsprechend des fiir die Anderungsfestle-
gung GelLi Gas vorgesehenen Wegfalls der Tenorziffer 4 die Streichung der inhaltsgleichen Re-
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gelungen der Tenorziffer 5 der Festlegung BK7-17-026 (Messstellenbetreiberrahmenvertrag).
Da die Vorgaben nunmehr in einer Uber die Festlegung hinausgehenden Regelungstiefe Ein-
gang in die einschlagigen technischen Ausfliihrungsbestimmungen der Branche gefunden ha-
ben, sieht die Beschlusskammer auch fir Vorgaben dieses Rahmenvertrags insofern kein Erfor-
dernis mehr, diese Ubertragungsdetails noch weiter vorzugeben.

Die Beschlusskammer hat daher am heutigen Tag ein Festlegungsverfahren gem.

§§ 29 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 EnWG, 50 Abs. 1 Nr. 14, 15, 18 GasNZV, §§ 47 Abs. 2 Nr. 3, 75 Nr.
10 MsbG erdffnet. Sie stellt zugleich die Entwurfsfassung der folgenden Dokumente zur 6ffentli-
chen Konsultation:

e Anderungen der Anlage zu dem Beschluss BK7-06-067 (GeLi Gas) i.d.F. BK7-16-142
e Anderungen des Tenors zu Beschluss BK7-06-067 (GeLi Gas) i.d.F. BK7-16-142
e Anderungen des Tenors zu Beschluss BK7-17-026

Stellungnahmen kénnen abgegeben werden bis spatestens

den 30.09.2019 (Eingang BNetzA)

Nutzen Sie bitte das auf der Website der Beschlusskammer flr die Einleitung dieses Verfahrens
bereitgestellte Formular im Word-Format fur Ihre Stellungnahme.

Sofern Sie uns lhre Stellungnahme per Post an die Adresse

Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 7

Postfach 80 01

53105 Bonn

zukommen lassen moéchten, so Ubermitteln Sie lhre Stellungnahme bitte zusatzlich auch in
elektronischer Form unter dem beigefligten Formblatt an die Adresse:

lieferantenwechsel.gas@bnetza.de.

Die Stellungnahmen sollen auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veroffentlicht werden.
In diesem Zusammenhang wird darauf aufmerksam gemacht, dass Konsultationsteilnehmer
unverziglich nach der Vorlage von Unterlagen diejenigen Teile zu kennzeichnen haben, die
Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse sowie personenbezogene Daten (z.B. Namen, Unter-
schriften, Telefonnummern, E-Mail-Adressen mit Namen als Bestandteilen) beinhalten. Kenntlich
zu machen sind ferner ggf. auch im Text enthaltene Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse Dritter
die der Konsultationsteilnehmer in den Unterlagen gegenlber der Beschlusskammer offenbart.
Werden Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse nicht als solche kenntlich gemacht, so kann die
Beschlusskammer im Rahmen der Vorgaben des § 71 S. 3 EnWG von der Zustimmung zur Ein-
sicht durch Dritte ausgehen. Soweit in dem Dokument personenbezogene Daten enthalten sind,
wird ausdrucklich darauf hingewiesen, dass es der einsendenden Stelle obliegt, entweder eine
Einwilligung des Betroffenen in die Verdffentlichung seiner personenbezogenen Daten einzuho-
len oder die personenbezogenen Daten in der zu verdffentlichenden Fassung nach untenste-
henden Grundsatzen zu schwarzen.

Fir weitere Einzelheiten zum Schutz von Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen vgl. die Verfah-
renshinweise der Beschlusskammern 6 und 7 unter:

www.bundesnetzagentur.de/geheimnisschutz-enwg



Dort findet sich auch das Hinweispapier ,Umgang und Reichweite zulassiger Schwarzungen bei
der Veréffentlichung von Entscheidungen der Bundesnetzagentur in den Bereichen Elektrizitat
und Gas" der Bundesnetzagentur vom 22.03.2019.

Warum eine Passage als Betriebs- und Geschaftsgeheimnis geltend gemacht wird, ist unter
Verwendung der auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veréffentlichten Tabelle ,Begriin-
dung von vertraulichen Informationen® unter Angabe der Seite, Zeile und dem Wortlaut des ge-
schwarzten Textes zu begrunden. Sie findet sich online ebenfalls unter der Adresse:

www.bundesnetzagentur.de/geheimnisschutz-enwg

Dabei genlgt es nicht, mitzuteilen, dass ein Geheimhaltungswille bestehe bzw. die Veroffentli-
chung der Information die wirtschaftliche Position des Unternehmens betrafe. Es ist vielmehr
auch darzulegen, warum jeweils im Einzelnen aus Sicht des Konsultationsteilnehmers ein Ge-
heimhaltungsinteresse besteht. Insbesondere ist darzulegen, warum zu erwarten ist, dass eine
Veroffentlichung der Information mit wettbewerblichen respektive wirtschaftlichen Nachteilen
verbunden ist. Die Darlegung muss so detailliert sein, dass das Geheimhaltungsinteresse objek-
tiv nachvollzogen werden kann. Die Tabelle ist als elektronisches Dokument in einem zur Wei-
terverarbeitung durch Standardsoftware geeigneten Form an die Beschlusskammer zu Gbersen-
den.

Enthalten die vorgelegten Unterlagen eine der o0.g. schutzbedurftigen Informationen, missen
Konsultationsteilnehmer unverziglich zusatzlich in jeweils zweifacher Ausfertigung eine ge-
schwarzte Fassung vorlegen, die aus ihrer Sicht ohne Preisgabe von Betriebs- oder Geschafts-
geheimnissen oder personenbezogenen Daten eingesehen werden kann. Fur die Schwarzung
der schutzbedurftigen Daten sind geeignete Verfahren zu nutzen, die gewahrleisten, dass die
geschwarzten Passagen dauerhaft und zuverlassig unkenntlich gemacht werden. Eine einfache
Farbveranderung der schutzbedurftigen Textabschnitte in einem elektronischen Dokument ist
hierfar nicht ausreichend. Nicht zulassig ist ferner die WeiRung schutzbedurftiger Textpassagen,
d.h. das Weglassen der zu schwarzenden Abschnitte.



	Az.: BK7-19-001, 19.08.2019; Einleitung eines Festlegungsverfahrens „GeLi Gas 2.0“ zur Änderung der Festlegung Ge-Li Gas BK7-06-067 in der Fassung BK7-16-142 und der Festlegung BK7-17-026, Messstellenrahmenvertrag.



